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11 S 2450/13

VERWALTUNGSGERICHTSHOF
BADEN-WÜRTTEMBERG

Im Namen des Volkes 
Urteil 

   
In der Verwaltungsrechtssache

- Klägerin -
- Berufungsbeklagte -

prozessbevollmächtigt:

gegen

Landeshauptstadt Stuttgart - Amt für öffentliche Ordnung -,
vertreten durch den Oberbürgermeister,
Eberhardstraße 39, 70173 Stuttgart, Az: 

- Beklagte -
- Berufungsklägerin -

wegen Aufenthaltserlaubnis gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG

hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Funke-Kaiser, die Richterin 
am Verwaltungsgerichtshof Dr. Bauer und die Richterin am Verwaltungsge-
richtshof Schiller auf die mündliche Verhandlung vom 30. Juli 2014

für Recht erkannt:

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart 
vom 17. Juni 2013 - 11 K 583/13 - wird zurückgewiesen. 

Die Beklagte trägt die Kosten des Berufungsverfahrens.

Die Revision wird nicht zugelassen. 
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Tatbestand

Die Klägerin erstrebt die Erteilung (bzw. Verlängerung) einer Aufenthaltser-

laubnis nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG, welche ihr von der Beklagten 

insbesondere wegen Zweifeln an ihrer Identität versagt wird. 

Ihren Angaben nach ist sie irakische Staatsangehörige, am XXXXXX1974 in 

KhXXXXX (weitere Schreibweisen: XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX), Provinz 

XXXXXX, Irak, geboren, trug zunächst den Namen „ZXXX JXXX KXXX“ und 

heißt inzwischen - nach Heirat und späterer entsprechender Bestimmung des 

Familiennamens durch die Eheleute - „ZXXX JXXX HXXX“. 

Ihr Ehemann ist der am XXXXXX1970 in XuXXXXXXXXXXX, Irak, geborene 

irakische Staatsangehörige IXXXX MXXXXX (auch: XXXXXX) HXXXX, wel-

cher bereits 1997 als Asylbewerber in die Bundesrepublik eingereist war. Seit 

dem 12.07.2005 ist er im Besitz einer Niederlassungserlaubnis. Das Ehepaar 

hat drei Kinder, die am XXXXX1992 in XuXXXXXXXX, Irak, geborene A. 

HXXXX, die am XXXXXX2000 in SXXXXX geborene B.HXXXX und die am 

XXXXX2006 ebenfalls in SXXXXX geborene C.HXXXX. Die älteren Töchter 

sind irakische Staatsangehörige und im Besitz von Aufenthaltstiteln (Nieder-

lassungserlaubnis bzw. Aufenthaltserlaubnis), die jüngste ist deutsche 

Staatsangehörige. 

Gemeinsam mit der ältesten Tochter reiste die Klägerin im November 1999 in 

die Bundesrepublik Deutschland ein und stellte - unter Angabe der Persona-

lien "ZXX JXXX KXXXX" - einen Asylantrag, welcher zur Feststellung des Vor-

liegens der Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG führte (Bescheid des 

Bundesamts vom 23.02.2000, Urteil des VG Stuttgart vom 12.12.2000 - A

13 K 11015/00 -). Im Asylverfahren erklärte sie zu ihrer Identität: Bis auf die 

Kopie einer Heiratsurkunde des Zivilgerichts XuXXXXXXXX vom XXXXX1993 

könne sie keine Papiere vorlegen; ihr Ehemann sei im Besitz der Originalur-

kunde. Sie sei in KhXXXXX aufgewachsen, weil ihr Vater dort bei der iraki-
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schen Regierung eine Stelle innegehabt habe. Dieser sei dann allerdings vom 

Dienst suspendiert worden, weil er nicht der Baath-Partei beigetreten sei. 

Deshalb sei die Familie 1985 vertrieben worden und in den Iran geflüchtet, wo 

sie zunächst drei Jahre lang in einem Lager gelebt hätten. Nach dem kurdi-

schen Volksaufstand 1991 seien sie in den Irak zurückgekehrt und zunächst 

nach XuXXXXXXX gegangen. Dort habe sie geheiratet. 

Im Jahre 2000 legte die Klägerin der Ausländerbehörde der Beklagten die 

Heiratsurkunde des Zivilgerichts XuXXXXXXXX vom XXXXXX1993 vor. Am 

17.05.2001 wurde ihr erstmals ein (humanitärer) Aufenthaltstitel ausgestellt, 

dessen Geltungsdauer in der Folge immer wieder verlängert wurde, mit Blick 

auf ihre Flüchtlingsanerkennung zuletzt am 04.05.2005 mit Gültigkeit bis zum 

04.05.2007. 

Am 03.07.2001 stellte das Standesamt SXXXXXXXXXXXXXXXX der Klägerin 

und ihrem Ehemann ein Familienbuch aus. Danach trägt sie den Namen 

„ZXXX JXXX KXXX“ (Vater: JXXXX KXXX, Mutter: SaXXX MaXXX), ihr Ehe-

mann den Namen "IXXXXX MXXXXX HXXXX". Grundlage der Eintragung zur 

Eheschließung seien die Heiratsurkunde des Zivilgerichts XuXXXXXXX und 

die Geburtsurkunden sowie die eidesstattlichen Versicherungen der Klägerin 

und ihres Ehemannes. Die Namensführung der Ehegatten richte sich nach 

deutschem Recht. Der Ehemann habe seine Eigennamen „IXXXX MXXXXX“

zu Vornamen und seinen Eigennamen „HXXXX“ zu seinem Familiennamen 

erklärt (Angleichungserklärung). Die Ehefrau habe ihre Eigennamen „ZXXX

JXXXX“ zu Vornamen und ihren Eigennamen „KXXXX“ zu ihrem Familienna-

men erklärt (Angleichungserklärung). Die Ehegatten hätten durch Erklärung 

mit Wirkung vom 03.07.2001 den angeglichenen Familiennamen des Mannes 

„HXXXX“ zum Ehenamen bestimmt. Ab diesem Zeitpunkt wurde die Klägerin 

als "ZXXX JXXX HXXXX" in den Akten geführt (teilweise auch mit abweichen-

den Schreibweisen wie „XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX“).

Nachdem vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge mit Bescheid vom 

04.01.2007 die Feststellung zu § 51 Abs. 1 AuslG widerrufen worden war, 

wurde der Klägerin mit Blick auf die jüngste Tochter deutscher Staatsangehö-
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rigkeit am 02.05.2007 eine bis zum 01.05.2010 geltende Aufenthaltserlaubnis 

nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG erteilt. Auf entsprechende Aufforde-

rung durch das Ausländeramt der Beklagten legte sie im April 2008 einen in 

Bagdad am 16.03.2008 ausgestellten und bis zum 15.03.2016 geltenden ira-

kischen Reisepass mit der Nummer G XXXXXXX vor, welcher auf die Perso-

nalien "ZXXX JXXX HXXXX", geb. XXXXXX1974 in XXXXX, ausgestellt ist. 

Die noch bis zum 01.05.2010 geltende Aufenthaltserlaubnis wurde sodann in 

den Pass übertragen. 

Im Herbst 2009 erfuhr die Beklagte, dass im Zuge eines größeren Ermitt-

lungsverfahrens gegen eine Gruppe von Personen wegen der Fälschung von 

irakischen Urkunden auch gegen die Klägerin und ihren Ehemann strafrechtli-

che Ermittlungen eingeleitet worden waren. Bei einer Durchsuchung ihrer 

Wohnung am 04.03.2009 waren unter anderem folgende Dokumente als Be-

weismittel beschlagnahmt worden: Irakische Pässe, Personalausweise und 

Staatsangehörigkeitsurkunden der älteren Töchter, irakische Personalauswei-

se der Klägerin und ihres Ehemanns und irakische Pässe des Ehemanns. 

Während sich der anfängliche Verdacht von Fälschungen bzw. Manipulatio-

nen (Lichtbildaustausch) bei den Pässen der Kinder und des Ehemanns nicht 

bestätigen ließ, wurden die weiteren Personaldokumente der Kinder und die

Personalausweise (Identitätskarten) der Eheleute in polizeilichen Gutachten 

als "Fälschung bzw. Nachahmung" bewertet. Hintergrund war, dass die Aus-

länderbehörde der Beklagten auch bezüglich der Kinder die Vorlage von iraki-

schen Pässen und - nach Einreichung derselben - von irakischen Identitäts-

papieren und Staatsangehörigkeitsnachweisen gefordert hatte. Nach Berich-

ten des Ermittlungsdienstes der Bundespolizeidirektion SXXXXXX vom 

25.09.2009 und vom 17.11.2009 habe der Ehemann der Klägerin deshalb 

entsprechende Dokumente für die Kinder "bestellt“. Ein Dritter habe ihm in 

Zusammenarbeit mit weiteren Mittätern, auch im Irak, und einem Unbekann-

ten in der Passbehörde in Bagdad sowie einem Fälscher in SXXXXXXX zwei 

durch Bestechung erlangte irakische Reisepässe sowie "total gefälschte" 

Identitätsnachweise - wie Geburtsurkunde, Identitätskarte, Staatsbürger-

schaftsnachweis - verschafft. Diese habe der Ehemann bei der Ausländerbe-

hörde vorgelegt. Bei einer Vernehmung am 04.05.2009 habe er erklärt, die 
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Reisepässe sowie die irakischen Identitätskarten seiner Kinder beschafft zu 

haben. Er habe zunächst im Mai 2008 vergeblich versucht, im Irak entspre-

chende Reisepässe ausstellen zu lassen. Die dortigen Behörden hätten ihm 

geraten, nach Bagdad zu gehen oder bei der Botschaft des Irak in Berlin ent-

sprechende Dokumente zu beantragen. Von der Vertretung in Berlin habe er 

aber seit über einem Jahr keine Antwort erhalten. Ende 2008 habe er dann 

von dem Hauptbeschuldigten gehört und diesen darauf angesprochen, ob er 

Pässe besorgen könne. Für die Passausstellung habe er ihm unter anderem 

die Daten seiner Kinder sowie Lichtbilder und Fingerabdrücke gegeben. Etwa 

10 bis 14 Tage später seien ihm die Pässe per Post durch seine Neffen zu-

gesandt worden. Beide arbeiteten bei der Polizei am Flughafen in 

XuXXXXXXX. Sie hätten die Pässe überprüft und als Originale eingestuft. Die 

Ausländerbehörde habe aber weitere Dokumente, unter anderem Identitäts-

karten seiner Töchter, verlangt. Er habe sich daraufhin in SXXXXXXX umge-

hört und den Namen einer Person in Erfahrung gebracht, welche diese besor-

gen könne. Auf den Vorhalt, dass die Ausstellung eines Reisepasses die Vor-

lage einer Identitätskarte voraussetze, habe der Ehemann der Klägerin ange-

geben, dass man in Bagdad gegen Bezahlung Pässe erhalten könne. Zum 

Vorwurf des Verschaffens falscher amtlicher Ausweispapiere für sich hätten 

die Eheleute erklärt, sie hätten diese Dokumente mit Hilfe der Schwägerin 

und des Vaters der Klägerin im Irak ausstellen lassen. Sie könnten sich nicht 

vorstellen, dass sie gefälscht seien. 

Am 11.03.2010 beantragte die Klägerin die Verlängerung der Aufenthaltser-

laubnis. Die Beklagte wies darauf hin, dass der vorgelegte irakische Reise-

pass vor dem Hintergrund des Ermittlungsverfahrens nicht anerkannt werden 

könne. Im März 2010 wurde der Klägerin eine Fiktionsbescheinigung (§ 81

Abs. 4 Satz 1 AufenthG) ausgestellt, welche in der Folge - bis heute - immer 

wieder verlängert worden ist. 

Mit Strafbefehl des Amtsgerichts Stuttgart vom 24.03.2010 - 12 Cs 200 Js 

14038/09 -, rechtskräftig seit 16.09.2010, wurden die Klägerin und ihr Ehe-

mann wegen eines Vergehens des Verschaffens von falschen amtlichen Aus-

weisen (Personalausweise für sich), der Ehemann der Klägerin zudem wegen 
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eines Vergehens der Erschleichung eines Aufenthaltstitels in Tateinheit mit 

Urkundenfälschung (wegen Vorlage gefälschter Personalausweise der älteren 

Töchter) verurteilt. Gegen die Klägerin Ziff. 1 wurde eine Geldstrafe von 

40 Tagessätzen, gegen ihren Ehemann eine Gesamtgeldstrafe von 80 Ta-

gessätzen festgesetzt. Die irakischen Personalausweise des Klägers, seiner 

Ehefrau und der älteren Töchter wurden eingezogen. Zum Sachverhalt wird 

im Strafbefehl festgestellt: Die Eheleute hätten, mutmaßlich über Verwandte 

im Irak, für sich gefälschte Personalausweise besorgt und zu Hause aufbe-

wahrt, um sie im Bedarfsfalle gegenüber Behörden als echt zu benutzen. Der 

Ehemann der Klägerin habe außerdem nach Aufforderung durch das Auslän-

deramt der Beklagten dringend Pässe für die beiden älteren Töchter benötigt.

Nachdem er diese vergeblich bei der irakischen Botschaft beantragt habe, 

habe er sich die Pässe für den Preis von 600,-- EUR über einen anderweitig 

verfolgten Dritten besorgt. Da die Ausländerbehörde jedoch auch noch einen 

Staatsangehörigkeitsausweis und einen Personalausweis verlangt habe, habe 

er im November 2008 die Fertigung jedenfalls der Personalausweise bei einer 

weiteren, gesondert verfolgten Person in Auftrag gegeben und die Identitäts-

karten schließlich am 04.12.2008 der Ausländerbehörde vorgelegt, um eine 

Aufenthaltserlaubnis für die Töchter zu erlangen.

Die Klägerin wurde von den Ausländerbehörden mehrfach darauf hingewie-

sen, dass der im April 2008 von ihr eingereichte Pass der Serie G - wie auch 

die Pässe der älteren Kinder - nicht anerkannt und ohne Vorlage eines gülti-

gen Passes weder ihr noch ihren Töchtern eine Aufenthaltserlaubnis erteilt 

werden könne, weil sie ihrer Passpflicht nicht genügten (§ 5 Abs. 1 Nr. 4

i.V.m. § 3 AufenthG) und damit zudem ihre Identität nicht geklärt sei (§ 5

Abs. 1 Nr. 1a AufenthG). So teilte die Große Kreisstadt XXXXXXX, die wegen 

eines mehrmonatigen Aufenthalts der Klägerin und ihrer Töchter in einem dor-

tigen Frauenhaus vorübergehend zuständig war, mit Schreiben vom 

17.10.2010 mit: Bei irakischen Proxypässen könne sich die Ausländerbehörde 

nicht einmal auf die „Rechtmäßigkeitsbescheinigungen“ der irakischen Bot-

schaft verlassen. Vielmehr sollten die Staatsbürgerschaftsurkunde und der 

Personalausweis im Original vorliegen, welche im Zweifel durch das Landes-

kriminalamt oder das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge auf Echtheit zu 
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überprüfen seien. Hier sei eine weitergehende Überprüfung der irakischen 

Nationalpässe entbehrlich, weil die Bundespolizeidirektion die irakischen 

Identitätskarten der Familie bereits untersucht habe und zum Ergebnis ge-

kommen sei, dass es sich um Fälschungen bzw. Nachahmungen handle. Die 

zur Ausstellung eines Nationalpasses erforderliche Staatsangehörigkeitsur-

kunde habe der Ausländerbehörde nicht vorgelegt werden können. Die Kläge-

rin genüge damit nicht ihrer Passpflicht gemäß § 3 Abs. 1 AufenthG. Außer-

dem bestünden daher Zweifel an ihrer Identität. Die für die Ausstellung eines 

irakischen Nationalpasses benötigten Dokumente könne sie mit Hilfe eines 

Vertrauensanwalts oder sonstigen (bevollmächtigten) Dritten in ihrem Hei-

matland beschaffen. 

Mit Schriftsatz vom 03.03.2011 in den Verfahren der Klägerin und ihrer Töch-

ter auf Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis drohte der Prozessbevollmäch-

tigte die Erhebung von Untätigkeitsklagen an. Bei deren irakischen Pässen 

der Seriennummer G handle es sich um echte Pässe. In der Bundesrepublik 

Deutschland habe sich noch kein solcher Pass der Seriennummer G als fal-

scher Pass herausgestellt. Wenn der Pass jedoch echt sei, sei dadurch in der 

Regel auch die Identität geklärt. Im Übrigen sei zu berücksichtigen, dass es 

die Ausländerbehörde sei, die immer auf der Vorlage weiterer Dokumente be-

stehe, genau wissend, dass die Familie der Klägerin hier lebe und nur beim 

Vorhandensein von alten Dokumenten eine Chance hätte, neue zu erhalten. 

Im Anschluss an eine Reise der Familie der Klägerin in den Irak wurden am 

19.03.2012 bei der Beklagten Originale der neuen irakischen Reisepässe, ira-

kischer Identitätskarten und Staatsangehörigkeitsnachweise der älteren Töch-

ter vorgelegt, jedoch keine Personalpapiere der Klägerin. Die Klägerin erklär-

te am 14.05.2012 bei einer persönlichen Vorsprache, im Irak würden gerade 

verschiedene Angaben berichtigt. Es gebe unterschiedliche Geburtsdaten; 

man habe sie mit ihrem Bruder vertauscht. Die Berichtigung dauere noch ca. 

sechs Monate. Die Familie fliege voraussichtlich im Sommer wieder in den 

Irak. Nach Überprüfung der Echtheit der bezüglich der Töchter der Klägerin 

eingereichten Dokumente wurde diesen am 09.07. bzw. am 15.08.2012 eine 
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Aufenthaltserlaubnis erteilt; seit dem 13.06.2013 ist die älteste Tochter im 

Besitz einer Niederlassungserlaubnis. 

Am 19.02.2013 erhob die Klägerin beim Verwaltungsgericht Stuttgart (Untä-

tigkeits-)Klage mit dem Ziel einer Verpflichtung der Beklagten zur Erteilung 

einer Aufenthaltserlaubnis nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG. 

Die Beklagte trat der Klage entgegen. Sie benötige zumindest eine neue 

Staatsangehörigkeitsurkunde und eine Identitätskarte mit entsprechenden 

Übersetzungen, die dann erneut überprüft werden müssten. Erst wenn die 

Personalien der neuen Dokumente mit dem bereits ausgestellten Pass über-

einstimmten, sei sie bereit, diesen wieder zu akzeptieren.

Mit Urteil vom 17.06.2013 - 11 K 583/13 - verpflichtete das Verwaltungsge-

richt Stuttgart die Beklagte, der Klägerin eine Aufenthaltserlaubnis nach § 28 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG  zu erteilen. In den Entscheidungsgründen wird 

dargelegt: Die - als Untätigkeitsklage gemäß § 75 VwGO - zulässige Klage sei 

begründet. Im maßgeblichen Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung habe 

die Klägerin Anspruch auf Verlängerung ihrer Aufenthaltserlaubnis nach §§ 8

Abs. 1, 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG. Entgegen der Auffassung der Be-

klagten scheitere das Begehren der Klägerin nicht daran, dass sie einzelne 

oder mehrere der allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen des § 5 Abs. 1

AufenthG nicht erfüllen würde. Zunächst einmal sei festzuhalten, dass es sich 

bei § 5 Abs. 1 Nr. 1a („Identität geklärt“) und dessen Nr. 4 („Passpflicht nach 

§ 3 erfüllt“) AufenthG um zwei unterschiedliche Voraussetzungen handle. Die 

Normierung der Passpflicht in § 3 Abs. 1 Satz 1 AufenthG und, dem folgend, 

die allgemeine Erteilungsvoraussetzung des § 5 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG sollten 

sicherstellen, dass ein Ausländer über eine Grenzübertrittsmöglichkeit auch 

während der Dauer seines Inlandsaufenthaltes verfüge, und gewährleisten, 

dass er gegebenenfalls aus der Bundesrepublik Deutschland verbracht wer-

den könne. Der bis zum Jahr 2016 noch gültige irakische Reisepass der Klä-

gerin erfülle eben diesen Gesetzeszweck. Wie die Inaugenscheinnahme die-

ses Dokuments im Rahmen der mündlichen Verhandlung ergeben habe, sei 

die Klägerin damit im Sommer 2012 in den Irak eingereist. Ganz offenkundig 
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hätten die irakischen Grenzbehörden keine Beanstandungen gehabt. Das be-

deute, dass sie unzweifelhaft mit eben diesem Dokument einer Ausreisepflicht 

genügen könnte. Mehr verlange § 5 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG nicht. Insbesonde-

re frage die Bestimmung nicht danach, auf welche Art und Weise ein von den 

Heimatbehörden anerkanntes Dokument tatsächlich zustande gekommen sei. 

Weder sei zu fragen, ob der Betreffende etwa durch Bezahlung außergesetz-

licher „Gebühren“ das Passerteilungsverfahren in seinem Heimatland be-

schleunigt, noch ob er im konkreten Fall die irakischen Verwaltungsverfah-

rensvorschriften eingehalten habe. Soweit die Beklagte schließlich Zweifel an 

der Identität der Klägerin hege, gelte folgendes: Die Annahme, die Vorlage 

gefälschter Dokumente begründe (immer) ernsthafte Identitätszweifel, sei so 

nicht zutreffend. Gerade bei irakischen Staatsangehörigen sei die Vorlage 

mängelbehafteter Dokumente ein häufiges Phänomen. Dies bedeute nicht 

zwangsläufig, dass der einfache irakische Bürger regelmäßig kriminelle Ener-

gie zur Beschaffung amtlicher Ausweise aufwende, sondern könne eben auch 

bedeuten, dass es überaus schwierig zu sein scheine, ordnungsgemäße iraki-

sche Papiere zu bekommen. Die danach notwendige Gesamtschau ergebe, 

dass die Identität der Klägerin tatsächlich bereits geklärt sei, obwohl sie die 

von der Beklagten geforderten Dokumente - Personalausweis und Staatsan-

gehörigkeitsurkunde - nicht vorlegen könne. Sie sei die am XXXXXX1974 in 

KhXXXXXX/Irak als „ZXXX JXXX KXXX“ geborene Tochter der Eheleute 

JXXXX KXXXX und SaXXX MaXXX. Seit dem im Juli 2001 vor dem Standes-

amt SXXXXXXXXXXXXXXXXXXX durchgeführten Namensangleichungsver-

fahren sowie dem Verfahren zur Bestimmung des Ehenamens führe sie die 

jetzt von ihr verwendeten Personalien, ohne dass es jemals zu einer Korrektur 

gekommen wäre. Sie habe seinerzeit das Original ihrer irakischen Heiratsur-

kunde vorgelegt, die Grundlage der Eintragung im deutschen Familienbuch 

gewesen sei. Bis heute seien keinerlei abweichende Personalien jemals auf-

getaucht. Als weiterer Beleg für ihre Identität könnten zudem die zwischen-

zeitlich vorgelegten irakischen Dokumente der Kinder dienen, welche auch 

von der Beklagten als echt anerkannt würden. Die Summe der vorliegenden 

Anhaltspunkte und Unterlagen ließen eine andere Deutung als die, dass die 

Identität der Klägerin geklärt sei, nicht zu. Insbesondere nachdem die Kläge-

rin in der mündlichen Verhandlung nachvollziehbar geschildert habe, woran 
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die Ausstellung weiterer irakischer Dokumente in ihrem Fall scheitere - näm-

lich an dem Umstand, dass ihr Vater sich aktuell noch in einem Prüfungsver-

fahren befinde aufgrund seiner schwierigen Lebensgeschichte - seien Zweifel 

nicht mehr angebracht. Demgegenüber komme dem Umstand, dass die Klä-

gerin einmal im Besitz eines nachweislich gefälschten Dokuments angetroffen 

worden sei, ohne dass sie dieses den Behörden vorgelegt hätte, keine aus-

schlaggebende Bedeutung mehr zu.

Das Urteil wurde der Beklagten am 29.07.2013 zugestellt. Auf ihren am 

29.08.2013 beim Verwaltungsgericht eingegangenen und am 12.09.2013 be-

gründeten Antrag hat der Senat mit Beschluss vom 26.11.2013 - 11 S 

1900/13 - die Berufung gegen das Urteil vom 17.06.2013 wegen ernstlicher 

Zweifel an dessen Richtigkeit zugelassen.

Die Berufung wurde unter Stellung eines Antrags am 16.12.2013 begründet. 

Die Beklagte trägt im Wesentlichen vor: Irakische Pässe der Serie G seien 

zwar mit Allgemeinverfügung des Bundesministeriums des Innern vom 

21.06.2006 uneingeschränkt für den Grenzübertritt und den anschließenden 

Aufenthalt im Bundesgebiet anerkannt. Nach Mitteilung des Auswärtigen Am-

tes könnten aber im Irak grundsätzlich Personenstandsurkunden aller Art ge-

kauft werden, sowohl ge- und verfälschte Urkunden wie auch echte (auf ech-

tem Papier und vom Urkundsbeamten ausgestellt) mit beliebigem falschem 

Inhalt. Irakische Pässe könnten nach irakischem Recht auch in Abwesenheit 

des Antragstellers im Irak beantragt und ausgestellt werden (sog. Proxy-

Pässe). Dadurch sei es möglich, einen echten irakischen Pass durch Vorlage 

einer ge- oder verfälschten Identitätskarte und eines ge- oder verfälschten 

Staatsangehörigkeitsnachweises oder auch durch Bestechung einer Amtsper-

son zu erlangen. Bezüglich der Identitätskarte der Klägerin sei festgestellt 

worden, dass es sich um eine Fälschung handle. Auf nicht nachvollziehbare 

Weise sei der Reiseausweis der Serie G vorgelegt worden, die Klägerin habe 

dafür nicht den notwendigen Personalausweis und die Staatsangehörigkeits-

urkunde vorlegen können. Es sei daher davon auszugehen, dass es sich bei 

dem irakischen Reisepass Nr. G XXXXXX um einen sogenannten Proxy-Pass 

handle, der auf Grundlage der gefälschten Identitätskarte ausgestellt worden 
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sei. In Fällen, in denen zwar feststehe, dass ein echter irakischer Proxy-Pass 

vorliege, dieser aber durch Vorlage von nachweislich ge- oder verfälschten 

Dokumenten (Identitätskarte bzw. Staatsangehörigkeitsnachweis) erlangt 

worden sei, bestünden grundsätzlich Zweifel an der Identität des Ausländers. 

Dadurch liege auch die Erteilungsvoraussetzung des § 5 Abs. 1 Nr. 1a Auf-

enthG nicht vor. Die Klägerin sei bereits 2010 aufgefordert worden, sich un-

verzüglich um einen gültigen und anerkannten Nationalpass zu bemühen. 

Dieser Mitwirkungspflicht sei sie bis heute nicht nachgekommen. Auch bezüg-

lich ihrer Identität seien nicht sämtliche Zweifel ausgeräumt. Es lägen keine 

Unterlagen vor, die eine einwandfreie Identifizierung ermöglichten. Hinzu 

komme, dass sie mehrere Alias-Personalien habe. Die Schreibweise des Na-

mens differiere zwischen „HXXXX ZXXX JXXX",  „HXXXX ZXX JXXX HXXXX“

und „JXXX KXXXX ZXXX“. 

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 17.06.2013 
- 11 K 583/13 - zu ändern und die Klage abzuweisen.   

Die Klägerin beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Sie macht geltend: Sie habe einen echten, gültigen und für den Grenzübertritt 

sowie den Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Reise-

pass. Deshalb müsse sie sich nicht um einen weiteren Pass bemühen. Die 

Beklagte bezweifle die Echtheit ihres irakischen Passes nicht. Damit genüge 

sie ihrer Passpflicht. Mit der Erfüllung dieser Voraussetzung liege auch die 

Regelerteilungsvoraussetzung der geklärten Identität vor. Es sei für sie 

schwierig, an weitere Dokumente zu gelangen. Dabei sei zu berücksichtigen, 

dass ihre Familie zu den so genannten Feili-Kurden gehöre, die  vom damali-

gen Diktator in den Iran abgeschoben worden seien und erst 1991 in den 

Nordirak hätten zurückkehren können. Seit Ende 2008 gebe es allerdings 

wieder Probleme und erst recht in der heutigen Zeit, in der der Kampf zwi-

schen den Sunniten und Schiiten wieder in vollem Umfang ausgebrochen sei 

und Terrororganisationen Städte und Landstriche „erobert“ hätten. Dies er-

schwere auch die Beschaffung von Papieren. Dass sie auf die Nachfrage 
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nach dem Original der Heiratsurkunde zunächst nicht reagiert habe, liege an 

familiären Problemen mit ihrem Ehemann. Auch jetzt könne sie lediglich das 

Original der deutschen Übersetzung der Heiratsurkunde und eine Kopie von 

dieser vorlegen; beide Dokumente habe ihr Ehemann bisher zurückgehalten. 

Ausweislich eines Vermerks auf der Kopie müsse sich das Original der Hei-

ratsurkunde bei der Ausländerbehörde der Beklagten befinden. Der irakische 

Pass, in dessen Besitz sie sei, sei in Bagdad von den dortigen Passbehörden 

nach Vorsprache ihres Vaters ausgestellt worden. Dessen Personalausweis 

und Staatsangehörigkeitsurkunde würden in Kopie vorgelegt. Im Übrigen sei 

es wohl so, dass ihr Vater alles erledigt habe, was zur Ausstellung eines Per-

sonalausweises und einer Staatsangehörigkeitsurkunde für sie erforderlich 

sei. Sie müsse diese aber im Irak persönlich unterschreiben und entgegen-

nehmen. Das habe sie im August vor; wann genau, stehe noch nicht fest.

In der mündlichen Verhandlung wurde die Klägerin angehört. Diesbezüglich 

wird auf die Sitzungsniederschrift verwiesen. Die Vertreterin der Beklagten 

übergab das Original einer beglaubigten Abschrift der Heiratsurkunde des Zi-

vilgerichts XuXXXXXXXX vom XXXXXX1993, welches sich lose zwischen Sei-

ten der Ausländerakten des Ehemanns der Klägerin befunden habe. 

Dem Senat liegen die Ausländerakten der Beklagten bezüglich der Klägerin (3 

Hefte), ihres Ehemanns (2 Hefte) und der älteren Töchter (jeweils ein Heft), die 

Akten des Bundesamts über die Asylverfahren und die Widerrufsverfahren der 

Klägerin und ihres Ehemannes (insgesamt 4 Hefte) sowie die von der Staats-

anwaltschaft Stuttgart beigezogenen Akten bezüglich des Strafverfahrens ge-

gen sie und ihren Ehemann wegen Verschaffens von falschen amtlichen Aus-

weisen (AG Stuttgart - 12 Cs 200 Js 1403/09 -, ein Band Gerichtsakten und 2 

Ordner zum Ermittlungsverfahren) und bezüglich der Ermittlungs- und Strafver-

fahren gegen ihren Ehemann sowie andere wegen gewerbs- und bandenmäßi-

ger Unterstützung von Ausländern u.a. (Landgericht Stuttgart - 200 Js 

78569/08 -, 7 Bände Gerichtsakten, ein Ordner Ermittlungsakten) vor. Diese 

sind ebenso wie die in der mündlichen Verhandlung erörterten Auskünfte und 

Gutachten und der Inhalt der Gerichtsakten des Verwaltungsgerichts Stuttgart 

zum Klageverfahren 11 K 583/13 sowie des Verwaltungsgerichtshofs über das 
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Berufungsverfahren - 11 S 2450/13 - Gegenstand der mündlichen Verhandlung 

gewesen; hierauf wird ergänzend Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe

Die Berufung der Beklagten ist nach Zulassung durch den Senat statthaft und 

auch sonst zulässig, insbesondere ist die Berufungsbegründungsschrift form-

und fristgemäß eingereicht worden (vgl. § 124a Abs. 6 Satz 1 und 2 VwGO) 

und entspricht den gesetzlichen Anforderungen (vgl. § 124a Abs. 6 Satz 3 

i.V.m. Abs. 3 Satz 4 VwGO). Sie ist aber unbegründet. Das Verwaltungsgericht 

hat zu Recht auf die zulässige (Untätigkeits-)Klage (vgl. § 75 VwGO) der Klä-

gerin hin die Beklagte verpflichtet, ihr die begehrte Aufenthaltserlaubnis nach 

§ 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG zu erteilen. Denn diese hat einen Anspruch 

auf Verlängerung der ihr am 02.05.2007 erteilten und bis zum 01.05.2010 gel-

tenden Aufenthaltserlaubnis (vgl. § 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO). 

I. Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG ist dem ausländischen Elternteil ei-

nes minderjährigen ledigen Deutschen zur Ausübung der Personensorge eine 

Aufenthaltserlaubnis zu erteilen - bzw. gegebenenfalls zu verlängern (vgl. §§ 8

Abs. 1, 28 Abs. 2 Satz 2 AufenthG) - , wenn der Deutsche seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt im Bundesgebiet hat. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der 

Sach- und Rechtslage ist hier der der mündlichen Verhandlung des Sentas

(vgl. nur BVerwG, Urteil vom 13.06.2013 - 10 C 16.12 - InfAuslR 2013, 364, 

m.w.N.). 

1. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG 

sind unstreitig erfüllt, weil die jüngste Tochter der Klägerin deutsche Staatsan-

gehörige ist und auch die weiteren besonderen Erfordernisse für diesen famili-

ären Aufenthaltstitel vorliegen.

2. Ebenso liegen die allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen des § 5 AufenthG 

vor, soweit sie hier zur Anwendung kommen.



- 14 -

a) Dass das Einkommen des Ehemanns der Klägerin selbst unter Berücksichti-

gung des der Familie zustehenden Kindergelds für die Sicherung des Lebens-

unterhalts der gesamten Familie nicht ganz ausreichen dürfte, ist unerheblich. 

Denn das Erfordernis des gesicherten Lebensunterhalts in § 5 Abs. 1 Nr. 1

AufenthG gilt gemäß § 28 Abs. 1 Satz 2 AufenthG unter anderem nicht bei der 

Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für den Elternteil eines minderjährigen le-

digen Deutschen nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG.

b) Das Verwaltungsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass neben der 

Staatsangehörigkeit auch die Identität der Klägerin im Übrigen geklärt ist (§ 5

Abs. 1 Nr. 1a AufenthG).

Die Identität einer Person (im rechtlichen Sinne) wird durch tatsächliche und 

rechtliche Daten, wie Geburtsdatum, Geburtsort, Name, Vorname, Name der 

Eltern usw., bestimmt, die der betreffenden Person zuzuordnen sind. "Identität" 

bedeutet die Übereinstimmung dieser personenbezogenen Daten mit einer na-

türlichen Person (zur Identitätsfeststellung vgl. Drewes, Malmberg, Walter, 

BPolG, 4. Aufl. 2010, § 23 Rn. 9). In der Regel wird diese durch Vorlage eines 

gültigen und anerkannten Passes nachgewiesen (vgl. Nr. 5.1.1.2a AVwV-

AufenthG). Denn ein Pass bescheinigt auch, dass die in ihm angegebenen 

Personendaten (Geburtsdatum, Geburtsort, Name, Vorname) den Personalien 

des durch Lichtbild und Unterschrift ausgewiesenen Inhabers des Papiers ent-

sprechen. Liegt ein Pass vor, kommt daher dem Erfordernis der geklärten Iden-

tität in § 5 Abs. 1 Nr. 1a AufenthG neben dem der Erfüllung der Passpflicht in 

§ 5 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG in der Regel keine besondere Bedeutung mehr zu 

(vgl. GK-AufenthG, Stand: Juli 2014, § 5 AufenthG Rn. 42; vgl. auch Nr. 3.0.8 

AVwV-AufenthG). Ist der Betreffende nicht im Besitz eines Passes, sind die 

Identität und Staatsangehörigkeit gegebenenfalls durch andere geeignete Mittel 

nachzuweisen (vgl. Nr. 5.1.2 AVwV-AufenthG).

Die Beklagte ist zwar zu Recht davon ausgegangen, dass im vorliegenden Fall 

allein der von der Klägerin vorgelegte irakische Pass noch keinen sicheren 

Schluss auf ihre Identität zulässt (aa). Der Senat ist aber insbesondere auf-

grund der sonstigen vorgelegten Dokumente und der glaubhaften Angaben der 
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Klägerin zu der Überzeugung gelangt, dass es sich bei ihr tatsächlich um die 

am XXXXX1974 in KhXXXXX geborene irakische Staatsangehörige ZXXX

JXXX HXXXX (Geburtsname ZXXX JXXX KXXXX) handelt (bb).

aa) Grundsätzlich kommt einem irakischen Pass der Serie G - wie ihn die Klä-

gerin besitzt - in Deutschland ohne Einschränkungen Geltung zu. Das Bun-

desministerium des Innern entscheidet im Einzelfall über die Anerkennung aus-

ländischer Pässe in einer aufgrund von § 71 Abs. 1 AufenthG erlassenen All-

gemeinverfügung. Irakische Pässe der Serie G sind mit Allgemeinverfügung 

vom 21.06.2006 (Bundesanz. S. 4753) uneingeschränkt für den Grenzübertritt 

und den anschließenden Aufenthalt im Bundesgebiet anerkannt worden.  

Allein die Vorlage des irakischen Passes der Klägerin genügt aber hier schon 

deshalb nicht ohne Weiteres zum Nachweis ihrer Identität, weil es sich dabei 

um einen so genannten "Proxy-Pass" handelt. Proxy-Pässe sind unter Verwen-

dung eines authentischen Passformulars und durch einen autorisierten Amts-

träger ausgestellt, aber in Abwesenheit des Passantragstellers. Dieser hat sich 

bei Ausstellung von einem Dritten vertreten lassen, also nicht persönlich vor 

Ort unterzeichnet (vgl. allgemein zu "Proxy-Pässen", Nr. 3.1.9.1. ff. AVwV-

AufenthG). Grundsätzlich obliegt es dem Ausstellerstaat zu bestimmen, ob 

bzw. unter welchen Voraussetzungen er in Abwesenheit des Antragstellers ei-

nen Pass ausstellt (vgl. Nr. 3.1.9.3AVwV-AufenthG). Der betreffende Pass ist 

dann aber gegebenenfalls nicht geeignet oder zumindest alleine nicht ausrei-

chend, die Identität des Passinhabers nachzuweisen. Bei einigen Staaten, zu 

denen aber nicht der Irak gehört, werden deren Proxy-Pässe insgesamt nicht 

anerkannt (vgl. Winkelmann in: OK-MNet-AufenthG (24.06.2012), § 3 I.5).

Damit bedürfen auch in Abwesenheit ausgestellte irakische Reisepässe gege-

benenfalls - etwa wenn tatsächlich berechtigte Zweifel an der Identität beste-

hen - weiterer Prüfung. Zwar mussten jedenfalls bei Beantragung eines Passes 

(der Serie G) vom Ausland aus ein irakischer Personalausweis und eine iraki-

sche Staatsangehörigkeitsurkunde vorgelegt werden (vgl. Mitteilung der iraki-

schen Botschaft Berlin vom 17.10.2008 über die Ausstellung der irakischen 

Pässe der "neuen Serie G" unter www.iraqiembassy-
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berlin.de/docs/de/anzeige75_de.php sowie Bestätigung des Generalkonsulats 

betreffend das Verfahren auf Ausstellung eines Passes der Kinder der Klägerin 

vom 17.02.2010, VAS. 151). Daher dürfte an sich hinreichend gewährleistet 

sein, dass im Ausstellungsverfahren auch eine verlässliche Prüfung der Identi-

tät erfolgt. Offensichtlich sind aber eine Vielzahl irakischer Reisepässe zwar 

"echt", aber gegen Bestechung und/oder nach Vorlage gefälschter Urkunden 

erlangt worden (vgl. allgemein zur Echtheit von Dokumenten aus dem Irak AA, 

Lagebericht Irak vom 17.01.2013, S. 29). In ca. 50 % der Fälle sollen Identi-

tätskarten, Geburtsurkunden und Staatsangehörigkeitsausweise gefälscht sein 

(AA, Lagebericht Irak vom 17.01.2013, a.a.O.). Weil die zur Ausstellung eines 

Passes erforderlichen Papiere, insbesondere die Staatsangehörigkeitsurkunde, 

in der Regel persönlich im Irak beantragt werden mussten und müssen (AA an 

VG Bremen vom 05.07.2012) und eine Ausstellung über Stellvertreter vor Ort 

wohl nicht - jedenfalls nicht immer - ohne weiteres möglich war bzw. ist, haben 

in der Vergangenheit eine Vielzahl von Irakern auch in Verfahren auf Erteilung 

eines Aufenthaltstitels gefälschte Personalausweise und Staatsangehörigkeits-

urkunden vorgelegt. In dem Urteil des Landgerichts Stuttgart vom 22.12.2009 

(19 KLs 200 Js 78569/08), mit welchem eines der Mitglieder der "Fälscher-

gruppe", die der Ehemann der Klägerin mit der Beschaffung von Personaldo-

kumenten beauftragt haben soll (vgl. Feststellungen in dem gegen ihn ergan-

genen Strafbefehl des Amtsgerichts Stuttgart vom 24.03.2010), wegen Urkun-

denfälschung in mehreren Fällen, versuchter gewerbs- und bandenmäßiger 

Unterstützung von Ausländern bei Falschangaben zur Erlangung eines Aufent-

haltstitels u.a. zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren verurteilt worden 

war, wird dazu ausgeführt: 

... Hintergrund der Tätigkeit der Gruppe war ..., dass die Besteller der Pa-
piere bei den für sie zuständigen Ausländerbehörden Aufenthaltstitel bean-
tragt hatten oder zumindest die Verlängerung ihrer Duldungen erlangen woll-
ten, dass sie von den Ausländerbehörden aufgefordert worden waren, zum 
Nachweis ihrer Identität irakische Reispässe der kurz zuvor eingeführten Se-
rie G und - in einigen Fällen - zur Verifizierung solcher Pässe außerdem ira-
kische Identitätskarten, Staatsangehörigkeitsausweise und Geburtsurkunden 
vorzulegen, dass sie sich von der Vorlage dieser Papiere zumindest eine Er-
leichterung der Erlangung von Aufenthaltstiteln oder der Verlängerung ihrer 
Duldungen versprachen. Legal gab es - wie alle Mitglieder der Gruppe aus 
eigener Erfahrung oder aus der Verwurzelung in der kurdisch-irakischen 
Gemeinschaft wussten - für einen in Deutschland lebenden Iraker dabei zwei 
Möglichkeiten, sich einen irakischen Pass der Serie G zu beschaffen. Zum 
einen konnte er den Pass ab 2007 gegen eine Gebühr von 20 EUR bei der 



- 17 -

irakischen Botschaft in Berlin beantragen; erforderlich war hierbei unter an-
derem, dass er zum Nachweis seiner Identität eine irakische Identitätskarte 
und einen irakischen Staatsangehörigkeitsausweis vorlegte, und dass er 
persönlich in der Botschaft erschien. Aufgrund der hohen Zahl solcher An-
träge kam es bei der irakischen Botschaft in Berlin jedoch bald zu erhebli-
chen Wartezeiten und im Laufe des Jahres 2008 zu einer Aussetzung der 
Ausstellung. Zum anderen konnte ein Pass auch ohne Einschaltung der Bot-
schaft im Irak selbst beantragt werden, wobei der Antragsteller auch nicht 
persönlich erscheinen, sondern sich von anderen Personen vertreten lassen 
konnte; auch in diesem Fall war zum Nachweis der Identität aber die Vorlage 
einer irakischen Identitätskarte und eines irakischen Staatsangehörigkeits-
ausweises vorgeschrieben.  Die Personen, die sich an die Gruppe um den 
Angeklagten wandten, verfügten  ... nicht über die erforderlichen Identitäts-
karten und Staatsangehörigkeitsausweise, was zumindest in einem Teil der 
Fälle daran lag, dass sie unter falschen Personalien in Deutschland lebten ... 
Die Passbeschaffung erfolgte dabei jeweils dergestalt, dass Beamte einer 
zur Ausstellung von Pässen befugten Behörde des irakischen Innenministe-
riums in Bagdad bestochen wurden, die Pässe ohne Vorlage und Prüfung 
entsprechender Identitätskarten und Staatsangehörigkeitsausweise auf die 
gewünschten Personalien auszustellen. Die Beschaffung der anderen Papie-
re - vermeintliche Identitätskarten und Staatsangehörigkeitsausweise des 
irakischen Innenministeriums und vermeintliche Geburtsurkunden des iraki-
schen Gesundheitsministeriums - erfolgte dergestalt, dass diese von Sh. der 
deshalb in der kurdisch-irakischen Gemeinschaft als "Sh., der Fälscher" be-
kannt war, in seiner Wohnung in ... hergestellt wurden. ... 

Damit ist anzunehmen, dass auch viele der "echten" - also zumindest von einer 

autorisierten Amtsperson auf dem echten Vordruckpapier ausgestellten - iraki-

schen Pässe der Serie G gegen Bestechung ohne weitere Prüfung oder aber 

nach Vorlage gefälschter Urkunden ausgestellt worden sind, die möglicher-

weise zudem auch falsche Personalien enthielten. Vor diesem Hintergrund wird 

von den Ausländerbehörden bei irakischen Proxy-Pässen ergänzend zum Pass 

in der Regel die Vorlage der Staatsangehörigkeitsurkunde und des irakischen 

Personalausweises des Betreffenden verlangt und gegebenenfalls überprüft 

(nach nicht veröffentlichten Erlassen, vgl. Inhaltswiedergabe eines Schreibens 

des Bundesministeriums des Innern vom 09.10.2009 auf der Homepage des 

Flüchtlingsrats Niedersachsen, www.nds-fluerat.org/3326/aktuelles/aner-

kennungueberpruefung-irakischer-paesse/). Werden diese in der Folge nicht 

vorgelegt oder gar gefälschte Dokumente eingereicht, kann begründeter Anlass 

zu Zweifeln an der im jeweiligen Pass angegebenen Identität bestehen.

Dass die Ausländerbehörden im Falle der Klägerin solche Zweifel hatten - und

haben durften - und daher ihre Identität nicht allein aufgrund des Passes als 
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geklärt ansahen, nachdem bekannt geworden war, dass die für ihre Töchter 

eingereichten Personalpapiere und Staatsangehörigkeitsurkunden ebenso ge-

fälscht gewesen waren wie die bei einer Hausdurchsuchung aufgefundenen 

irakischen Personalausweise der Klägerin und ihres Ehemannes, liegt auf der 

Hand. Mit Strafbefehl des Amtsgerichts Stuttgart vom 24.03.2010 waren dann

die Klägerin und ihr Ehemann - mit Blick auf ihre eigenen Identitätskarten - we-

gen Verschaffens von falschen amtlichen Ausweisen und ihr Ehemann zudem -

mit Blick auf die für die Töchter beschafften und beim Ausländeramt der Be-

klagten eingereichten gefälschten Identitätskarten und Staatsangehörigkeits-

ausweise - wegen der Erschleichung eines Aufenthaltstitels in Tateinheit mit

Urkundenfälschung zu Geldstrafen verurteilt worden. Im Falle der Klägerin fehl-

te damit nicht nur der Nachweis, dass der Pass in jeder Hinsicht ordnungsge-

mäß ausgestellt und nicht etwa durch Bestechung erlangt worden war, es stand

sogar fest, dass sie nicht im Besitz einer Staatsangehörigkeitsurkunde war und 

ist; außerdem wurde ihre Identitätskarte als Fälschung bzw. Nachahmung an-

gesehen. Die Ausländerbehörde hatte daher zunächst zu Recht weitere ur-

kundliche Nachweise verlangt.

bb) Die Identität der Klägerin ist hier aber - trotz der anfänglich berechtigten 

Zweifel - inzwischen als nachgewiesen anzusehen.

Dabei ist zunächst zu berücksichtigen, dass weder die Klägerin noch ihr Ehe-

mann oder ihre Kinder jemals über ihre Personalien getäuscht haben. Insofern 

unterscheidet sich ihr Fall signifikant von solchen, in denen der betreffende 

Ausländer zudem falsche Personalien angegeben und entsprechende Urkun-

den dazu vorgelegt hat, was zu besonderen Zweifeln an der Identität des Be-

treffenden berechtigt. Die Klägerin hat hingegen von Anfang an und durchge-

hend ihren (Geburts-)Namen mit "ZXXX JXXX KXXXX" angegeben und als ihr 

Geburtsdatum den XXXXXX1974 genannt. Kleinere Varianten in der Schreib-

weise in Übersetzungen von irakischen Urkunden und in den vorliegenden Ak-

ten deutscher Behörden, wie "XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX“, sind 

offensichtlich unerheblich. Sie erklären sich mit der bei der (phonetischen) 

Übersetzung bzw. Übertragung aus der arabischen Schrift bestehenden Viel-

zahl von Möglichkeiten bzw. mit Fehlern bei der Aufnahme oder Tippfehlern 
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durch den jeweiligen Mitarbeiter der Behörde u.a. Dies gilt auch für die von der 

Beklagten angeführten angeblichen Alias-Namen „HXXXX ZXXX JXXX", 

„HXXXX ZXX JXXX HXXXX“ und „JXXX KXXXX ZXXX“.

Weil die Klägerin und ihr Ehemann durch entsprechende Erklärungen gegen-

über dem zuständigen Standesamt mit Wirkung ab dem 03.07.2001 den (ange-

glichenen) Familiennamen des Ehemanns "HXXXX" zum Ehenamen bestimmt 

haben (vgl. Familienbuch), trägt sie seit diesem Zeitpunkt den Namen "ZXXX

JXXXX HXXXX". 

Weiter spricht für die Glaubhaftigkeit der Angaben der Klägerin zu ihrer Identi-

tät, dass ihr Ehemann, der über zwei Jahre vor ihr in die Bundesrepublik einge-

reist war, in seinem Asylverfahren bei seiner Anhörung am 08.10.1997 bereits 

die Personalien seiner Ehefrau entsprechend angegeben hatte - mit "ZXXXX

JXXXX KXXX, geb. 1974". Die Klägerin legte dann bei ihrer Asylantragstellung 

im November 1999 eine Kopie der Heiratsurkunde des Zivilgerichts 

XuXXXXXXXXXX vom XXXXX1993 vor. Nach der vorliegenden Übersetzung 

bescheinigt darin ein Richter, dass Herr IXXXX M. HXXX und Fräulein ZXXX

JXXX KXXXX vor ihm erschienen seien und dass ihre Ehe am XXXXXX1993

registriert (und am XXXXX1991 geschlossen) worden sei. Zu den Personalda-

ten der Klägerin wird angegeben: Nummer der Eintragung: XXX, Seite XXXX,

Provinz KhXXXXX, Geburtsdatum 1974, ledig. Die Klägerin wies damals darauf 

hin, dass sich das Original dieser Urkunde bei ihrem Ehemann befinde. In der 

mündlichen Verhandlung hat sich herausgestellt, dass es sich bei dem "Origi-

nal" wohl um das Original einer beglaubigten Abschrift handelt, welches sich 

inzwischen in Akten der Beklagten gefunden hat. Ausweislich der Feststellun-

gen in dem am 03.07.2001 vom Standesamt SXXXXXXXXXXXXXXXXX ausge-

stellten Familienbuch lagen diesem die Heiratsurkunde und Geburtsurkunden 

der Klägerin und ihres Ehemannes vor. Auf diesen Dokumenten beruhen unter 

anderem die Eintragungen bezüglich der Identität der Klägerin im Familienbuch 

wie Name ("ZXXX JXXXX KXXX"), Geburtsdatum ("XXXXX1974"), Geburtsort 

("KXXXXX, Irak"), Name des Vaters ("JXXXX KXXXX") und Name der Mutter 

("SaXXX MaXXX"). 
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Diese Identität der Klägerin wurde später entscheidend bestätigt durch die Ur-

kunden, die im Jahr 2012 in den Verfahren der beiden Töchter vorgelegt wur-

den. So wird der Name der Klägerin in deren jeweils in XuXXXXXXXX ausge-

stellten Reisepässen der Serie A (vom 28.02.2012), den Personalausweisen 

(vom 18.09. bzw. 07.09.2011) und den Staatsangehörigkeitsurkunden (vom 

26.11. bzw. 25.09.2011) mit "ZXXX JXXX" und in den Zivilregisterauszügen 

vom 02.11.2011 mit "ZXXX JXXX KXXX" angegeben. In den Zivilregisterauszü-

gen ist außerdem noch vermerkt, dass der (erste) Name der Mutter - also der 

Klägerin - aufgrund des Bescheids vom 28.04.2011 von "SXXX" in "ZXXX" ge-

ändert worden sei, der vierte Name von B. bzw. A. "HXXXX" laute und dass die 

Heirat zwischen dem Vater und der Mutter notiert worden sei aufgrund der Hei-

ratsurkunde vom XXXXXX1993, ausgestellt vom Gericht XuXXXXXXX, wobei 

die Heirat am XXXXX1991 stattgefunden habe. Alle diese Urkunden wurden 

auf Veranlassung der Beklagten auf ihre Echtheit überprüft; es konnten keine 

Fälschungsmerkmale festgestellt werden. Die Beklagte hat bei den älteren 

Töchtern der Klägerin daraufhin die Passpflicht als erfüllt und die Identität als 

geklärt angesehen und ihnen am 09.07.2012 bzw. 15.08.2012 jeweils eine Auf-

enthaltserlaubnis erteilt. Dass es sich dabei um Töchter der Klägerin handelt, 

ist nicht streitig. Dann sind aber entsprechende Rückschlüsse auf die Identität 

der Klägerin zwingend.

Im Berufungsverfahren hat die Klägerin außerdem noch Kopien des am 

XXXXX2008 in XuXXXXXXXX ausgestellten Personalausweises und einer ira-

kischen Staatsangehörigkeitsurkunde vom XXXXX1998 ihres Vaters JXXX

KXXX AXXXX, geb. XXXXX1950, vorgelegt. Darin ist der Name der Mutter der 

Klägerin mit "SaXXX MaXXX HXXX" angegeben.

Damit sind inzwischen die Personalien sowie die Zuordnung der Klägerin zu 

diesen Personalien - und somit die Identität der Klägerin - zur Überzeugung 

des Senats geklärt. Die Klägerin hat nachvollziehbar und glaubhaft begründet, 

warum es ihr und ihrem Ehemann nicht früher gelungen ist, für alle Familien-

mitglieder irakische Pässe, Identitätskarten und Staatsangehörigkeitsausweise 

beizubringen, und warum sie in dieser Situation für die Töchter gefälschte Ur-

kunden vorgelegt hatten. Wie ausgeführt, ist es tatsächlich für viele der in 
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Deutschland lebenden irakischen Staatsangehörigkeiten immer wieder mehr 

oder weniger schwierig, die erforderlichen Personaldokumente zu erhalten. 

Entgegen der Darstellung der Beklagten ist die Beschaffung über Stellvertreter 

im Irak offensichtlich nicht immer ohne weiteres möglich. Die Klägerin hat zu-

dem darauf verwiesen, dass es für die Familie ihres Vaters besondere Proble-

me gegeben habe, weil diese als Feili-Kurden nach der Vertreibung aus dem 

Irak erst 1991 aus dem Iran in den Nordirak zurückgekehrt seien (vgl. zur Situ-

ation der Feili-Kurden und deren Schwierigkeiten bei der Anerkennung der ira-

kischen Staatsangehörigkeit Gutachten des Orient-Instituts vom Oktober 2006, 

www.gfbv.de/inhaltsDok.php?id=840). Ihr Vater habe bei ihrer Tante noch ei-

nen Registerauszug aus der Zeit vor der Vertreibung aufbewahrt. Mit diesem 

und mit vier Zeugen, welche über 70 Jahre alt seien und die Staatsangehörig-

keit ihres Vaters bestätigt hätten sowie dass es sich bei der Klägerin und ihren 

Geschwistern um seine Kinder handle, sei es gelungen, ihren Reisepass aus-

stellen zu lassen. Darum habe sich ein Anwalt gekümmert. Ihr Vater habe viel 

Geld dafür bezahlen müssen. Sie habe damals keinen Personalausweis und 

keine Staatsangehörigkeitsurkunde besessen. Erst danach habe sie über ihren 

Vater den Personalausweis besorgt, der im Strafverfahren als gefälscht ange-

sehen worden sei. Die Klägerin erklärte auch glaubhaft, warum in den für die

Töchter eingereichten Registerauszügen als ihr Geburtsdatum der XXXXX1976

statt dem XXXXX1974 angeführt wird. Aufgrund eines Fehlers bei der Regis-

tereintragung seien ihr Name und ihr Geburtsdatum falsch übertragen worden. 

Es sei sehr mühsam, das korrigieren zu lassen. Inzwischen sei die falsche 

Schreibweise des Namens - "SXXX" statt "ZXXX" - berichtigt worden. Dies wird 

durch Vermerke in den Registerauszügen der Töchter bestätigt, wonach der 

Name der Mutter aufgrund Bescheids vom 28.04.2011 von "SXXX" in "ZXXX"

geändert worden sei. Bei dem Geburtsdatum habe man versehentlich das ihres 

Bruders, den XXXXX1976, eingetragen. Ihre Papiere lägen wohl seit etwa zwei 

Monaten im Irak bereit, diese Korrektur sei aber noch nicht erfolgt; darum müs-

se sie sich dann vor Ort kümmern.

Nachdem die Klägerin in der Berufungsverhandlung ihre schwierige familiäre 

Situation erläutert hat, wird auch deutlich, warum sie teilweise auf Aufforderun-

gen der Beklagten und des Senats zur Vorlage weiterer Urkunden nicht rea-
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giert hat. So war insbesondere zunächst nicht verständlich, warum sie nicht die 

Originale der im Jahr 2001 beim Standesamt SXXXXXXXXXXXXXXXXX einge-

reichten Geburtsurkunden und der Heiratsurkunde vorlegen konnte. Inzwischen 

hat sich herausgestellt, dass wohl nur das Original einer beglaubigten Kopie 

der Urkunde vom XXXXX1993 existiert und dass dieses in den Ausländerakten 

des Ehemanns der Klägerin lag. Die Geburtsurkunden habe die Klägerin nicht 

mehr gefunden. Sie sind auch nicht auf der Liste der bei der Durchsuchung der

Wohnung der Familie der Klägerin am 04.03.2009 aufgefundenen Dokumente 

aufgeführt. Außerdem war nicht bekannt, dass und wie sich die Klägerin tat-

sächlich um die Beschaffung der erforderlichen Personalpapiere im Irak be-

müht hat. Zum maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung des Se-

nats kann ihr aber keine Verletzung der Mitwirkungspflichten mehr vorgeworfen 

werden, welche weiterhin Zweifel an ihrer Identität begründen könnte. Unter 

diesen Umständen kann von ihr entgegen der Auffassung der Beklagten insbe-

sondere auch nicht mehr verlangt werden, in den Nordirak zu reisen, um dort –

nach Berichtigung des Geburtsdatums – eine Identitätskarte und eine Staats-

angehörigkeitsurkunde ausstellen zu lassen. Zwar wäre es sicherlich für die 

Klägerin - unabhängig vom vorliegenden Verfahren, zum Beispiel mit Blick auf 

die im März 2016 anstehende Verlängerung des irakischen Reisepasses, - wei-

ter sinnvoll, im Besitz der irakischen Personalpapiere zu sein. Abgesehen von 

der schwierigen familiären Situation und der bereits zum Zeitpunkt der mündli-

chen Verhandlung brisanten Sicherheitslage im Nordirak, aufgrund derer der 

Klägerin eine entsprechende Reise derzeit kaum zuzumuten sein dürfte, ist 

aber die Identität der Klägerin auch ohne diese Dokumente als geklärt anzuse-

hen.

c) Die Klägerin erfüllt damit auch ihre Passpflicht (§ 5 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG).

Das Verwaltungsgericht hat zutreffend dargelegt, dass das Erfordernis des § 5

Abs. 1 Nr. 4 AufenthG und die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG normierte Pass-

pflicht nicht unmittelbar der Klärung der Identität dienen, wenn auch in der Re-

gel mit der Vorlage eines Passes diese nachgewiesen sein dürfte (dazu schon 

oben unter b). Ist die Identität eines Ausländers unstreitig oder - wie hier - auf-

grund anderer Unterlagen geklärt, ist der Pass in erster Linie zur Sicherstellung 
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einer wirksamen Kontrolle von Einreise, Aufenthalt und - gegebenenfalls -

Rückkehr (vgl. dazu GK-AufenthG, § 5 AufenthG Rn. 88) erforderlich. Mit der 

Passpflicht soll gewährleistet werden, dass der Betreffende über ein anerkann-

tes und gültiges Reisedokument verfügt, mit welchem er gegebenenfalls wieder 

freiwillig in das den Pass ausstellende Land zurückkehren oder aber dorthin 

abgeschoben werden kann. Ein Pass dokumentiert nämlich auch die Verpflich-

tung zur Wiederaufnahme der betreffenden Person durch den das Dokument 

ausstellenden Staat im Falle der Notwendigkeit oder des Wunsches zur Rück-

kehr (BVerwG, Beschluss vom 17.06.2013 - 10 B 1.13 - juris). Ausgehend hier-

von genügt aber die Klägerin ihrer Passpflicht. 

Sie ist im Besitz eines anerkannten und gültigen irakischen Reisepasses der 

Serie G. Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass der am 16.03.2008 aus-

gestellte Reisepass gefälscht sein könnte; dies wird auch von der Beklagten 

nicht behauptet. Irakische Reisepässe der Serie G sind zudem unstreitig weiter 

anerkannt (vgl. dazu oben). 

Der Umstand, dass die Klägerin mit ihrem Pass offensichtlich ohne Beanstan-

dungen dreimal in den Irak ein- und ausreisen konnte - was durch die entspre-

chenden Stempel in ihrem Pass belegt wird (07.08. und 30.12.2011, 13.01. und 

13.03.2012 sowie 30.07. und 27.08.2013) - zeigt, dass dieser von irakischen 

Behörden akzeptiert wird - und zwar obwohl statt des Geburtsorts der Klägerin 

(KhXXXX) nur die Provinz (XXXXX) angegeben ist. Die Klägerin hat erläutert, 

dass ihr Pass nach Vorlage eines alten Registerauszugs ihres Vaters und Be-

stätigungen von vier Zeugen mithilfe eines Anwalts im Irak ausgestellt worden 

sei. Entgegen der Darstellung der Beklagten ist nicht davon auszugehen, dass 

sie den Personalausweis, der als gefälscht angesehen wird, bei irakischen Be-

hörden mit dem Ziel der Ausstellung dieses Passes vorgelegt hat; es spricht 

vielmehr alles dafür, dass der Ausweis erst später "besorgt" wurde. Wie das 

Verwaltungsgericht zu Recht ausgeführt hat, kommt es letztlich hier aber auch 

nicht darauf an, ob bei der Passausstellung im Irak jede Verfahrensvorschrift 

des entsprechenden irakischen Rechts eingehalten, insbesondere ob dieser 

nach Vorlage eines Staatsangehörigkeitsausweises und einer Identitätskarte 

ordnungsgemäß und ohne Bestechung ausgestellt worden ist. Etwas anderes 
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mag gelten, wenn die Umstände, unter denen ein Dokument ausgegeben wor-

den ist, berechtigte Zweifel an der Identität begründen, oder aber wenn diese 

unabhängig davon noch nicht als geklärt anzusehen ist. Um einen solchen Fall 

geht es hier aber nicht. 

d) Dass der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis der Klägerin § 5 Abs. 1

Nr. 2 AufenthG entgegenstehen könnte, hat die Beklagte selbst nicht geltend 

gemacht; das ist auch nicht der Fall.

Allerdings setzt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 5 Abs. 1 Nr. 2

AufenthG "in der Regel" voraus, dass kein Ausweisungsgrund vorliegt. Einen 

solchen hat die Klägerin jedoch nach den Feststellungen im Strafbefehl des 

Amtsgerichts Stuttgart vom 24.03.2010 verwirklicht; sie wurde wegen eines 

Vergehens des Verschaffens von falschen amtlichen Ausweisen gemäß § 267

Abs. 1 Nr. 2 StGB zu einer Geldstrafe von 40 Tagessätzen verurteilt. Damit hat 

sie einen "nicht nur vereinzelten oder geringfügigen Verstoß gegen Rechtsvor-

schriften" begangen und somit den Ausweisungstatbestand des § 55 Abs. 2

Nr. 2 AufenthG erfüllt. Insbesondere weil von einer vorsätzlichen Tat auszuge-

hen ist, kann die von ihr begangene Straftat auch nicht als geringfügig angese-

hen werden (vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 24.09.1996 - 1 C 9.94 - juris). Trotz 

der verstrichenen Zeit dürfte zudem die erforderliche Aktualität des Auswei-

sungsgrunds (vgl. dazu VGH Bad.-Württ., Urteil vom 06.05.2009 - 13 S 

2428/08 - juris, GK-AufenthG, § 5 AufenthG Rn. 63 ff. m.w.N.) hier (noch) zu 

bejahen sein. Schließlich ist die Tilgungsfrist, nach der die Eintragung im Bun-

deszentralregister gelöscht wird, noch nicht abgelaufen (vgl. § 46 Abs. 1 Nr. 1a 

BZRG: 5 Jahre). Diese Frage bedarf aber keiner weiteren Vertiefung.

Denn hier ist mit Blick auf die Familie der Klägerin jedenfalls von einer Atypik 

auszugehen, die eine Ausnahme von der Regel des § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 

begründet. Ein Ausnahmefall ist anzunehmen, wenn besondere atypische Um-

stände vorliegen, die so bedeutsam sind, dass sie das sonst ausschlaggeben-

de Gewicht der gesetzlichen Regelung beseitigen, oder die Erteilung des Auf-

enthaltstitels aus Gründen höherrangigen Rechts wie etwa Art. 6 GG oder im 

Hinblick auf Art. 8 EMRK geboten ist (vgl. zu § 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG: 
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BVerwG, Urteil vom 30.04.2009 - 1 C 3.08 - InfAuslR 2009, 333, m.w.N.; vgl. 

zum Ganzen VGH Bad.-Württ., Urteil vom 18.11.2009 - 13 S 2002/09 - juris; 

GK-AufenthG, § 5 AufenthG Rn. 21 ff.). Bei der danach vorzunehmenden Ab-

wägung ist ausschlaggebend, dass die Familie der Klägerin mit drei Kindern, 

von denen zwei noch minderjährig sind, in Deutschland lebt und sich hier seit 

vielen Jahren rechtmäßig aufhält. Die beiden jüngeren Töchter sind in Deutsch-

land geboren, die jüngste ist deutsche Staatsangehörige. Die älteste Tochter 

ist - ebenso wie der Ehemann der Klägerin - im Besitz einer Niederlassungser-

laubnis. In Ansehung des verfassungsrechtlichen Schutzes von Ehe und Fami-

lie in Art. 6 GG kann daher die von der Klägerin begangene Straftat nicht die 

Ablehnung eines Aufenthaltstitels rechtfertigen. Zu demselben Ergebnis führt 

die hier anzuwendende (vgl. BVerwG, Urteil vom 13.06.2013, a.a.O.) Richtlinie 

2003/86/EG - sog. Familienzusammenführungsrichtlinie -, nach welcher eine 

umfassende Einzelfallprüfung vorzunehmen wäre (Art. 5 Abs. 5, 17 der Richtli-

nie; ausführlich dazu Renner/Bergmann/Dienelt, AuslR, 10. Aufl. 2013, § 5 Rn. 

16 ff., 57; vgl. auch BVerwG, Urteil vom 13.06.2013, a.a.O.). 

Im Übrigen wäre aus den angeführten Gründen jedenfalls das der Beklagten 

nach § 27 Abs. 3 Satz 2 AufenthG eröffnete Ermessen, von der Regelertei-

lungsvoraussetzung des § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG abzusehen, "auf Null redu-

ziert". 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. 

Die Revision ist nicht zuzulassen, weil keine der Voraussetzungen des § 132 

Abs. 2 VwGO vorliegt. 

Rechtsmittelbelehrung

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten wer-
den.

Die Beschwerde ist beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schu-
bertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim, 
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innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils einzulegen und inner-
halb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils zu begründen.

Die Beschwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen.

In der Begründung der Beschwerde muss die grundsätzliche Bedeutung der 
Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung, von der das Urteil abweicht, 
oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden.

Für das Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen 
sich die Beteiligten, außer in Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbe-
vollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch 
die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Be-
vollmächtigte sind nur Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen 
oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaats der Europäischen 
Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt 
besitzen, zugelassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 
gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit 
Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum 
Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 
gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht sind auch die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5
VwGO bezeichneten Organisationen einschließlich der von ihnen gebildeten 
juristischen Personen gemäß § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 VwGO als Bevollmäch-
tigte zugelassen, jedoch nur in Angelegenheiten, die Rechtsverhältnisse im 
Sinne des § 52 Nr. 4 VwGO betreffen, in Personalvertretungsangelegenheiten 
und in Angelegenheiten, die in einem Zusammenhang mit einem gegenwärti-
gen oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern im Sinne des § 5 des 
Arbeitsgerichtsgesetzes stehen, einschließlich Prüfungsangelegenheiten. Die 
in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten Bevollmächtigten müssen durch Per-
sonen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. Ein Beteiligter, der nach 
Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3, 5 und 7 VwGO zur Vertretung berechtigt 
ist, kann sich selbst vertreten.

Funke-Kaiser Dr. Bauer Schiller

Beschluss 
vom 30. Juli 2014

Der Streitwert für das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof wird auf 
5.000,-- EUR festgesetzt (§§ 63 Abs. 2, 52 Abs. 2 GKG).
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Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO).

Funke-Kaiser Dr. Bauer Schiller


